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IN ALLER KÜRZE

schluss, diese stärker in die Bau-
leitplanung einzubinden. Die En-
de November 2014 verabschiede-
te Gesetzesänderung beinhaltet
unter anderem eine Erleichte-
rung des Neubaus von Unter-
künften in Gewerbegebieten und
die Umnutzung leer stehender
Bürogebäude. Durch diese Ände-
rungen ist die Stadt, die nun laut
BImA die Planungshoheit trägt,
direkt in die Verhandlungen um
das Bundeswehrhochhaus einge-
bunden.

„Das erste Bietverfahren, dass
formal noch nicht die Frage der
Flüchtlingsunterbringung ein-
schloss, wurde daher angehalten
und befindet sich im Schwebezu-
stand“, heißt es imOrtsamtMitte.

Bis jetzt müssen die Investoren
warten. ZumkonkretenStanddes
laufenden Verfahrens gibt die BI-
mA so wenig Auskunft wie die
Gewoba, die sich am Bietverfah-
ren beteiligt. „Gegenwärtig befin-
den sich die Stadt und die Bun-
desanstalt in Verhandlungen um
einen Mietvertrag“, sagt deren
Sprecher Manfred Corbach ledig-
lich. Immerhin soll nach der Zwi-
schennutzung von drei bis vier
Jahren als Übergangswohnheim
„die Schaffung neuen, sozialen
Wohnraums in zentraler Lage,
den die Stadt dringend benötigt“,
laut Corbach in Angriff genom-
menwerden.

Die Bundesregierung erklärt,
dass die neue Gesetzgebung eine

„schnelle“ und „menschenwürdi-
ge“Unterbringungvon Flüchtlin-
gen schaffen soll. Marc Millies
vom Bremer Flüchtlingsrat be-
tont allerdings: „Statt an tempo-
rären Übergangswohnheimen,
muss an längerfristigen Lösun-
gen gearbeitet werden, die Le-
bensperspektiven für die Flücht-
linge schaffen.“ Die übergangs-
weise Unterbringungsfrage solle
zu einer Wohnfrage werden.

Der Leerstand des Bundes-
wehrhochhauses hat Symbolcha-
rakter über das Problem der
Flüchtlingsunterkunft hinaus. Er
zeugt fürdiebürokratischenHür-
den einerUmnutzung in sozialen
Wohnraum und für das zeitglei-
che Problem von Leerstand und
Wohnungsnot. Daniel Schnier
von der Zwischen-Zeit-Zentrale
betont: „DasGebäudegehörtdem
Bund, uns allen. Aber es passiert
nichts. Trotz Mangel an günsti-
gemWohnraum.“

Über die Jahre gab es vielfälti-
ge Konzepte für das vierzehnge-
schossige Gebäude, das bis 2007
von der Bundeswehrverwaltung
genutzt wurde. Im Sinne eines
„Redevelopment“ beschäftigt
sich etwa eine Studie im Rahmen
des Senatskonzepts „Bremen In-
nenstadt 2025“ mit der mögli-
chenUmwandlungderFlächen in
Wohnraum. Schnier kritisiert je-
doch, dass „eine Transformation
meist im Zuge privater Investitio-
nen stattfindet. Das Resultat: Lu-
xuswohnungen“. Die Wohnraum-
schaffung unterliege „falschen
Prinzipien“.

Die Linkspartei bevorzugt eine
hybride Nutzung des Bundes-
wehrhochhauses aus bezahlba-
rem Wohnraum, Büroflächen
und Flüchtlingsunterkunft. Für
Bremen sei es unumgänglich,
„kommunalen Wohnraum zu
schaffen, wo immer es geht“, sagt
Klaus-Rainer Rupp. Der Flücht-
lingsrat sieht die größte Heraus-
forderung in einer nachhaltigen
Lösung, die statt einer weiteren
Sammelunterkunft privaten
Wohnraumschafft.Das jedocher-
fordere eine höhere Investitions-
bereitschaft der Stadt.

„Im Schwebezustand“
WOHNEN Bremen erwartet 2015 über 3.000 Flüchtlinge. Obwohl der Druck auf die Stadt
steigt, ist noch immer keine Nutzung des leeren Bundeswehrhochhauses absehbar

VON MERLIN PRATSCH

Vierzehn unbelebte Geschosse
ragen in der Falkenstraße in die
Luft. Seit nunmehr fünf Jahren
steht das Bundeswehrhochhaus
in der Bahnhofsvorstadt leer. Es
ist zu einem Symbol stadtent-
wicklungspolitischer Probleme
geworden. Derweil befindet sich
Bremenunter steigendemDruck,
Unterbringungsmöglichkeiten
fürFlüchtlingezufinden. ImLand
Bremen wird für 2015 mit min-
destens 3.000 Flüchtlingen ge-
rechnet, in der Stadt mit 2.400.

Die Übergangswohnheime
sind voll, die Zentrale Aufnahme-
stelle ist überbelegt. „Teils wur-
denmitTrennwändenSchlafplät-
ze auf den Fluren eingerichtet“,
sagt David Lukaßen, Sprecher der
Sozialbehörde. DreiMonatemüs-
sen Flüchtlinge in einem Über-
gangswohnheim warten, dann
haben sie das Recht auf eine pri-
vateUnterkunft. Lukaßenschätzt,
dass 2015 mehr als 800 Wohnun-
gen vermittelt werden. Das be-
deutet jedoch auch, dassmehr als
zwei Drittel der Flüchtlinge auf
unbestimmte Zeit ohne private
Wohnung verbleiben.

Für die Sozialbehörde wird es
angesichts des angespannten
Wohnungsmarktes immer
schwieriger, geeignete Unter-
künfte für Flüchtlinge zu finden.
Währenddessen stehen im Bun-
deswehrhochhaus circa 6.688
Quadratmeter leer. Im Septem-
ber 2014 stellte die Bundesanstalt
für Immobilienaufgaben (BImA)
das Bundeswehrhochhaus zum
Verkauf. Bereits vor dem Bietver-
fahren äußerte das Sozialressort
die Idee, dasHochhaus in denun-
teren sechs bis sieben Stockwer-
ken als Übergangswohnheim für
Flüchtlingezunutzen,möglicher-
weise auch längerfristig. Nach ei-
nerdringendnotwendigenSanie-
rung könnten hier kleine Woh-
nungen entstehen.

Die prekäre Lage der Flücht-
lingsunterbringung in den Län-
dern und Kommunen mit ohne-
hin belastetem Wohnungsmarkt
brachte den Bund zu dem Ent-

HEUTE IN BREMEN

„Weder klauen noch ignorieren“

taz: Frau Fernandes, passen in-
digene Spiritualität und Wis-
senschaft zusammen?
Eliane Fernandes: Es ist Zeit,
dass anerkannt wird, dass Indi-
gene ihre eigene Wissenschaft
haben, wobei das indigene Wis-
senweit über das Spirituelle hin-
ausgeht. Wir von der sogenann-
ten westlichen Welt haben den
Bezug zu bestimmten Lebens-
werten verloren. Die Mehrheits-

gesellschaft hat den Fehler ge-
macht, sich so zu entwickeln,
dass wir unsere Umwelt zerstö-
ren. Die Indigenen hingegen ha-
ben noch einen intensiven Kon-
takt zur Natur. Wir müssen zu-
rücktreten und mit den indige-
nenMinderheiten zusammenar-
beiten.
Was können wir konkret ler-
nen?
Indigene Kulturen sehen das Le-
ben als eine Gesamtheit. Das ist
der Punkt, den wir lernen müs-
sen, um ein neues Bild vom Le-
ben zu erhalten. Wennman vom
Klimawandel spricht, muss man
in sich gehenundüberlegen,wa-
rumwir das Problem haben.
Was ist überhaupt „indigenes
Wissen“?
Indigenes Wissen ist auf jeden
Fall sehrvielfältig:Esgehtumein
Gleichgewicht zwischen Lebewe-
sen und Umwelt. Wir sind ver-
bundenmit der Erde, auf der wir
leben. Die Lernmodelle der Indi-

genen und ihre Forschungen
sind sehr wichtig.
UndanderUniversitätwird das
bisher nur belächelt?
Ganz und gar nicht. Doch wir
müssen den Raum dafür schaf-
fen. In unserem Institut wird da-
ran gearbeitet, dass sich die Wis-
senschaft erneuert. Sie muss auf
Augenhöhe stattfinden. In mei-
ner Forschung versuche ich das
zuverwirklichen,weil ichvon in-

digenen Gemeinschaf-
ten inBrasiliengenau
diese Kritik höre.
Bisher gibt es keine
Kooperation mit ei-
ner indigenen Uni-
versität, aber das

kann sich ändern.
Was kann das Symposium

in Bremen bewirken?
Es kommen Gäste aus Deutsch-
land, Finnland, Namibia und Ar-
gentinien. Ich hoffe, dass eine
Debatte angeschoben wird über
die Demokratisierung des Wis-
sens. Darüber, dass wir zusam-
men mit indigenen Wissen-
schaftlern und Wissenschaftle-
rinnenArbeitenveröffentlichen.
Indigene Unis sind bisher kaum
bekannt.Esgehtnichtmehr,dass
Forscher sich deren Wissen be-
dienen und kein wissenschaftli-
cher Austausch stattfindet. Man
muss dafür sorgen, dass dasWis-
sen nicht geklaut oder ignoriert
wird.
INTERVIEW: MERLIN PRATSCH

Symposium „Indigene und die De-
kolonialisierung der Wissen-
schaft“: ab 10 Uhr in der Ev. Stu-
dentengemeinde, Parkstr. 107 (bis
18.1.); Einzelheiten unter www.kul-
tur.uni-bremen.de/de/aktuelles

INDIGENEBremer Symposiumwill indigenemWissen
Raum geben und eine Zusammenarbeit fördern

Langjähriger Leerstand: das Bundeswehrhochhaus Foto: Nicolai Wolff/Fotoetage

auf drei odermehr Jahre unendli-
che Staus für die rund 50.000Au-
tos pro Tag bringen – und selbst
die möglichen Schleichwege
durch die Stadtteile verstopfen.
„Verkehrschaos“ prognostiziert
die BI. Ein Anwohner der Katten-
turmer Heerstraße meinte, Stau
habe er derzeit schon jeden Tag,
dannaberkämeergarnichtmehr
aus seiner Einfahrt heraus. Die
Planungen würden zu dauerhaft
mehr Verkehr mitten durch die
Stadtteile anlocken, beklagte
Bernd Nehrhoff aus Arsten.

Dass diese Autobahnplanung
für den überregionalen Verkehr

Vorteile haben würde, bestreitet
die BI dabei – von einer Minute
Differenz gehen die Gutachter
aus. Kosten (derzeit auf 150 Milli-
onen Euro geschätzt) und Nutzen
eines einzelnen Bauabschnittes
werdenabernicht gegeneinander
abgewogen, erklärt die Verkehrs-
behörde. Beiratssprecher Stefan
Markus (SPD) widersprach: Bau-
experte sei er nicht, aber er glau-
be, dass die Umsetzung der Pla-
nungen doch einen Vorteil brin-
gen würde.

Da meldete sich der BI-Spre-
cher Jens Körber zu Wort, zeigte
auf die Karte von Obervieland
und fragte die Beiräte unter Ver-
zicht auf jegliches baupolitisches
Kauderwelsch: Wenn Sie heute
völlig unvoreingenommen die
Schließung des Autobahn-Ringes
planenmüssten – würdeman die
A281 ernsthaft mitten durch die
Stadtteile Arsten und Habenhau-

BI setzt Beirat unter Druck
A 281 In einer Sondersitzung debattierte der Beirat Obervieland über die
geplante Großbaustelle. SPD will eventuell „neu nachdenken“

„Welchen Nutzen hat denn dieser
Bauabschnitt der Autobahn für
die Bewohner Obervielands, de-
ren Interessen Sie hier vertre-
ten?“ Das war die Frage, mit der
die Sprecher der Bürgerinitiative
für eine „menschengerechte“
A281, unterstützt von rund 150
betroffenenAnwohnern, denBei-
rat Obervieland am Dienstaga-
bend in die Enge trieben. Die Bei-
ratsmitglieder wehrten sich tap-
fer, hatten aber kaum eine Chan-
ce – die Mehrheit im Saal stand
auf der Seite der BI und den Spre-
chern der BI waren die Beiräte
auchrhetorischhoffnungslosun-
terlegen.

Offensichtlichhatdergeplante
Bauabschnitt, der die A 281 in den
Tunnel an der Neuenlander Stra-
ße einfädeln soll, keinen Nutzen
für die Bürger Obervielands – es
geht umdenDurchgangsverkehr.
Aber ein Tunnel-Neubau würde

Das AWI-Einschlags-Wetter
Forscher des Alfred-Wegener-Instituts (AWI)
haben möglicherweise den Einschlagskrater
eines riesigen Meteoriten in der Antarktis
entdeckt.ExpeditionsleiterGraemeEagleszu
Folge hat der Krater einen Durchmesser von
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ElianeFernandesFerreira

■ 44, arbeitet als Universi-
tätslektorin am Institut für
Ethnologie und Kulturwis-
senschaften der Uni Bremen.

zwei Kilometern, der Meteorit hätte einen
Durchmesser von 100 Metern gehabt. Einen
solchen Einschlag erlebe die Erde einmal in
5.200 Jahren, so Eagles. Heute prasselt nur
Regen auf Bremen, acht Grad

Ausgleichsbedarf
amtlich festgestellt
Ohne Länderfinanzausgleich
und Zuweisungen des Bundes
würde Bremen bei der Finanz-
kraft von den anderen Bundes-
ländern abgehängt. Das geht aus
einer Übersicht des Bundesfi-
nanzministeriums hervor. Nur
Berlin hätte 2014 mit 69,2 des
Durchschnittswerts aller Länder
noch schlechter abgeschnitten
als Bremen mit 71,9 Prozent. Mit
605MillionenEuro ausdemLän-
derfinanzausgleich und 195 Mil-
lionen Euro Bundeszuweisun-
gen schaffte es Bremen auf 97,7
Prozent des Durchschnitts. Bun-
desfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) hatte beim Neu-
jahrsempfang der Bremer CDU
die Solidarität von Bund und
Ländern auch für die Zeit nach
dem Ende des aktuellen Finanz-
ausgleichssystems 2019 zuge-
sagt, gleichzeitig aber auch An-
strengungen des Senats gefor-
dert, die eigene Finanzkraft zu
stärken. (dpa)

Bekenntnis zur
Zuwanderung
Das Bekenntnis zur Zuwande-
rung hat Bürgermeister Jens
Böhrnsen (SPD) beim Neujahrs-
empfang des Senats bekräftigt.
Zuwanderung sei keine Last, son-
dern bringe Menschen mit neu-
em Wissen, frischen Ideen und

wirtschaftlicher Dynamik. „Wer
angesichts unendlicher Grau-
samkeiten in den Herkunftslän-
dernzwischen ,echten‘Flüchtlin-
gen und Wirtschaftsflüchtlin-
gen“ unterscheide, müsse schei-
tern oder „koche sein politisches
Süppchen“. An die Adresse der
Pegida-DemonstrantInnen sagte
Böhrnsen: „Wir werden Men-
schen, die SorgenundÄngsteha-
ben, nicht dafür verurteilen.
Aber wir dürfen von ihnen er-
warten, dass sie sich informie-
ren, dass sie sich von Alt-Nazis
und von neuen rechten Ratten-
fängern distanzieren.“ (taz)

Zweifelhafte
Hirntod-Diagnosen

Der Dokumentationsfehler bei
einer Hirntod-Diagnose in Bre-
merhaven ist kein Einzelfall. Die
bei der Bundesärztekammer an-
gesiedelte Überwachungskom-
missionüberprüft zurzeit elf Fäl-
le in zehn Krankenhäusern. Ärz-
te hatten im Dezember eine Or-
ganspendeimKlinikumBremer-
haven abgebrochen, weil die
Hirntod-Diagnose nicht ganz
ordnungsgemäß erfolgt war.
Nach Angaben der Überwa-
chungskommissionwar die Pati-
entin vor der Organentnahme
hirntot. Es habe jedoch „Unzu-
länglichkeiten in der Dokumen-
tation“ gegeben. Auch die Staats-
anwaltschaft in Bremerhaven er-
mittelt wegen des Vorfalls. (dpa)

Gibt es wirklich keine
Alternative dazu, die
Autobahn durch die
Stadtteile zu führen?

sen führen oder nicht lieber alles
daran setzen, über die Flughafen-
Fläche direkt an die A1 zu kom-
men?

DerbaupolitischeSprecherdes
Beirates, Erich Peters (SPD), der
anfangs nur die Argumente der
Verkehrsbehörde vorgetragen
hatte, räumte plötzlich ein, dass
er dieser Idee etwas abgewinnen
könne, alles völlig voreingenom-
mennoch einmal zuüberdenken:
Gibt es wirklich keine Alternative
dazu, die Autobahn durch die
Stadtteile zu führen?

Zuallererst müsse der Beirat
sich der Forderung der BI an-
schließen, dass die Planung die-
ses „überflüssigen und schädli-
chen Bauabschnitts“ sofort ge-
stopptwird, beantragte der grüne
Beiratsvertreter Hans-JürgenMu-
nier. Daswurdemit denStimmen
der CDU, die sich in der ganzen
Debatte überhaupt nicht äußerte,
und der SPD-Mehrheit abgelehnt.
Bei der SPDgab es allerdings auch
eine Stimme für den Bürgeran-
trag der BI und eine Enthaltung –
die Argumente der BI hatten ihre
Wirkungdochnichtganzverfehlt.
KAWE


